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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung des Rates über die Erhebung von Zinsen im Rahmen des 
EAGFL und der Nahrungsmittelhilfe gezahlter Beträge, die wiedereinzuziehen sind 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 43 und 209, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Recht der Gemeinschaft sieht bei Unregel- 
mäßigkeiten, Versäumnissen oder bei Nichteinhal- 
tung eingegangener Verpflichtungen die Wieder- 
einziehung von Beträgen vor, die im Rahmen der 
ganz oder teilweise aus dem EAGFL und der Nah- 
rungsmittelhilfe finanzierten Ausgaben geleistet 
worden sind. Diese Beträge sind vom Zeitpunkt ihrer 
Zahlung an um einen Zinssatz zu erhöhen, der nach 
gemeinschaftlichen Grundsätzen berechnet wird. 

Es ist angezeigt, diese Erhöhung im Rahmen der 
Gemeinschaft auf die Fälle zu beschränken, in de- 
nen der Grund für die Wiedereinziehung nicht von 
der Gemeinschaft oder dem betreffenden Mitglied- 
staat zu vertreten ist - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Die Beträge, die bei den Begünstigten von den 
ganz oder teilweise dem EAGFL und der Nah- 
rungsmittelhilfe finanzierten Ausgaben wieder- 


einzuziehen sind, werden vom Zeitpunkt ihrer 
Zahlung an den Begünstigten um einen Zinssatz 
erhöht, wenn der Grund für die Wiedereinzie- 
hung weder von der Gemeinschaft noch von dem 
betreffenden Mitgliedstaat zu vertreten ist. 

Werden diese Zinsen vom Mitgliedstaat cingc- 
zogen, so führt sie dieser entsprechend dem An- 
teil der gemeinschaftlichen Finanzierung der be- 
treffenden Ausgaben und gemäß den Durchfüh- 
rungsbestimmungen, die für die Rückzahlung sol- 
cher wiedereingezogener Beträge gelten, an die 
Gemeinschaft ab. 

2. Die obigen Bestimmungen gelten nicht für Fälle, 
in denen gemeinschaftliche Bestimmungen be- 
reits eine Erhöhung der wiedereingezogenen Be- 
träge vorsehen. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel ergehen nach dem Verfahren des Artikels 13 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates 
über die Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik 1 ). 

Artikel 2 

Artikel 1 findet auf die Beträge Anwendung, die 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung an die Be- 
günstigten gezahlt werden. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


A ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 
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Begründung 


1. In einigen Texten über Maßnahmen des EAGFL 
und insbesondere in Artikel 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 über die Finanzierung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik ist vorgesehen, daß die 
an die Begünstigten gezahlten Beträge Gegen- 
stand eines Wiedereinziehungsverfahrens sein 
können. 

2. Den Begünstigten dürfen daraus, daß ihnen die 
gezahlten Beträge vom Zeitpunkt der Zahlung 
bis zum Zeitpunkt der Wiedereinziehung zur Ver- 
fügung stehen, keine Vorteile erwachsen. Kurz- 
fristig angelegt können diese Beträge ja gewisse 
Einnahmen bringen. 

3. Es wird daher vorgeschlagen, die wiedereinzu- 
ziehenden Beträge vom Zeitpunkt der Zahlung an 
den Begünstigten um einen bestimmten Zins- 
satz zu erhöhen. Die Ausführungsbestimmungen 
hierzu, insbesondere das Verfahren zur Festset- 
zung des Zinssatzes, erläßt die Kommission nach 
Stellungnahme des Ausschusses des EAGFL. 

4. Es erscheint angemessen, in Fällen, in denen Ge- 
meinschaftsbestimmungen bereits eine Erhöhung 
nach sich ziehen oder der Gemeinschaft oder dem 
betreffenden Mitgliedstaat der Grund für die 
Wiedereinziehung anzulasten ist, keine Zinsen 
zu erheben. 

5. Diese Erhöhung ist auf alle Wiedereinziehungen 
von Beträgen anzuwenden, die nach Inkrafttre- 
ten der vorgeschlagenen Verordnung gezahlt 
werden. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 

6. März 1973 - 1/4 (IV/ 1 ) - 680 70 - E - Ea 7/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 16. Februar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen , die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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